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M 5: Regieren in der Bundesrepublik 

 

Arbeitsaufträge:  

1. Lies den Text von Karlheinz Niclauß genau durch und markiere, welche Parteien in 

Deutschland regiert bzw. zur Regierungsbildung miteinander koaliert haben.  

2.  Lege einen Zeitstrahl an und kennzeichne, welche Partei/Koalitionen von wann bis 

wann regiert haben.  

3. Ordne den Regierungen den entsprechenden Namen des Bundeskanzlers/der 

Bundeskanzlerin zu.  

4. Erläutere anhand des Textes, welche Rolle ein Bundeskanzler in einer Koalition 

wahrnimmt.  

5. Diskutiere die Frage, ob es sich mit einer Einparteien-Mehrheit im Deutschen 

Bundestag besser regieren lässt als mit einer Koalition. Lege dazu eine Tabelle an und 

bilde zwei Spalten, in der Du Vor- und Nachteile von Koalitionsregierungen notierst. 

Ergänze die Informationen des Textes mit Deinen Erfahrungen aus dem Spiel „Der 

Kanzlersimulator“.  

6. Nimm vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit dem „Kanzlersimulator“ sowie der 

Lektüre des Textes Stellung zu der häufig zu hörenden Behauptung, dass die Parteien 

immer mehr an Bedeutung für den politischen Alltag in unserem Lande verlieren 

würden!  

 

 

 

Karlheinz Niclauß: Die Bundesregierung im Verfassungssystem 

Die Beispiele für Regierungsbildung und Regierungswechsel lassen deutlich erkennen, 

welche Bedeutung die Parteien und Fraktionen für das Funktionieren der Verfassungsregeln 

haben. Über Regierungsverantwortung und Oppositionsrolle entschieden bis 1998 drei 

Fraktionen des Bundestags: Neben CDU/CSU und SPD spielte die FDP die Rolle des 

„Mehrheitsbeschaffers“. Sie bildete von 1949 bis 1956 und von 1961 bis 1966 zusammen mit 

der CDU/CSU, von 1969 bis 1982 mit der SPD und von 1982 bis 1998 erneut mit den 

Unionsparteien die Bundesregierung. 

Es gab Ausnahmen von diesem Koalitionsmuster: So regierte zum Beispiel Konrad Adenauer 

von 1957 bis 1961 mit absoluter Mehrheit, während die im Kabinett noch vertretene Deutsche 
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Partei (DP) zum Anhängsel der CDU geworden war. Im Herbst 1966 verließ die FDP die 

Regierung Ludwig Erhards und musste anschließend die Regierungszeit der ersten Großen 

Koalition (1966-1969) auf den Oppositionsbänken verbringen. 

Eine Änderung der Dreiparteienkonstellation kündigte sich 1983 mit dem Einzug der neuen 

Partei „Die Grünen“ in den Bundestag an, wurde aber erst mit der Bundestagswahl 1998 für 

die Regierungsbildung wirksam. Aufgrund des Wahlergebnisses kam es zum ersten 

vollständigen Regierungswechsel durch Abwahl, der wie alle vorangehenden ohne 

Komplikationen verlief: Die rot-grüne Koalition Gerhard Schröders trat an die Stelle der 

christlich-liberalen Regierung Helmut Kohls. Die angeführten Beispiele zeigen, dass die 

durchdachte Regierungskonstruktion des Grundgesetzes nur erfolgreich sein kann, wenn sie 

von einem funktionierenden Parteiensystem getragen wird. 

Die Führungsrolle des Bundeskanzlers in der Regierung hängt ebenfalls von der 

Unterstützung ab, die er von den Regierungsparteien erhält. Bei der Auswahl seiner Minister 

ist er keineswegs frei, sondern muss die Ansprüche seiner Partei und die des 

Koalitionspartners berücksichtigen. Die stärksten Landesverbände legen Wert auf eine 

Vertretung im Kabinett. Entsprechendes gilt für Interessengruppen wie den Mittelstand, die 

Gewerkschaften oder die Landwirtschaft. Ein Kanzler der CDU muss außerdem 

Regierungsämter für die bayerische CSU bereitstellen. Das Grundgesetz sieht vor, dass der 

Kanzler einen Minister zu seinem Stellvertreter ernennt. Diese später als „Vizekanzler“ 

bezeichnete Funktion wird von einem führenden Politiker des kleineren Koalitionspartners 

wahrgenommen, der gleichzeitig Außenminister ist. Die Konvention, Vizekanzlerschaft und 

Außenministerium in Personalunion zu besetzen, lässt sich bis auf Willy Brandts Rolle in der 

ersten Großen Koalition zurückverfolgen. 

Einmal als Regierungschef etabliert, kann der Bundeskanzler größeren Einfluss auf die 

Besetzung der Regierung nehmen als zu Beginn seiner Amtszeit. Besonders deutlich wurde 

dies am Beispiel des Langzeitkanzlers Kohl, der mehrfach den Chef des Bundeskanzleramts 

auswechselte, das Umweltministerium einrichtete und mit der Wiedervereinigung im Oktober 

1990 fünf Politiker und Politikerinnen aus den neuen Bundesländern zu Ministern für 

besondere Aufgaben ernannte: Die Organisations- und Personalentscheidungen Schröders 

nach 1998 verstießen teilweise gegen Konventionen. So erweiterte er nach Absprache mit 

dem Koalitionspartner das Landwirtschaftsministerium zum Ministerium für 

Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft und ernannte Anfang 2001 mit Renate 

Künast erstmals eine Landwirtschaftsministerin, die nicht aus dem Interessenbereich der 

Landwirtschaft kam. Die Zusammenlegung des traditionell gewerkschaftsnahen Arbeits- mit 
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dem Wirtschaftsministerium unter Leitung des „Superministers“ Wolfgang Clement nach der 

Bundestagswahl 2002 war zwar eine rein sozialdemokratische Angelegenheit, barg aber 

innerparteilichen Konfliktstoff. Mit Hilfe der Organisationsgewalt und des Vorschlagsrechts 

für die Minister kann der Bundeskanzler das im Grundgesetz angelegte Kanzlerprinzip 

verwirklichen. Die wichtigste Bedingung für die Regierungsform der Kanzlerdemokratie 

bleibt jedoch die Führungsrolle des Kanzlers in der eigenen Partei. Die Medienpräsenz des 

Regierungschefs und die Personalisierung der politischen Debatte haben zwar im 

Fernsehzeitalter an Bedeutung gewonnen, können aber die Unterstützung durch Partei und 

Fraktion nicht ersetzen. 

Die Bestimmungen des Grundgesetzes haben einen bemerkenswerten Beitrag zur 

Regierungsstabilität geleistet. Die wichtigste Ursache  für die lange Amtsdauer der 

Bundesregierungen und ihre insgesamt effektive Amtsführung war jedoch die Fähigkeit der 

Parteien, Koalitionen einzugehen und parlamentarische Mehrheiten zu bilden.  

 

(Fundstelle: Aus Politik und Zeitgeschichte 18-19 (2009), S. 33-40, hier S. 37f.; an den mit (...) 

gekennzeichneten Stellen gekürzt. Online verfügbar unter 

http://www.bpb.de/publikationen/8F288J,0,0,60_Jahre_Grundgesetz.html; zuletzt eingesehen am 

25.7.2011) 

 

 

 

 


